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(Nr. 9404). Geſetz über Rentengüter. Vom 27. Juni 1890. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Umfang derſelben, was folgt: 
§. 1. 

Die eigenthümliche Uebertragung eines Grundſtücks gegen Uebernahme einer 
feſten Geldrente (Rentengut), deren Ablösbarkeit von der Zuſtimmung beider Theile 
abhängig gemacht wird, iſt zuläſſig. 

Die Feſtſtellung des Ablöſungsbetrages und der Kündigungsfriſt bleibt der 
vertragsmäßigen Beſtimmung überlaſſen. Von dem Rentenberechtigten darf jedoch 
ein höherer Ablöſungsbetrag als der fünfundzwanzigfache Betrag der Rente nicht 
gefordert werden, wenn die Ablöſung auf ſeinen Antrag erfolgt. 

Bei der Eintragung der Rente in das Grundbuch müſſen die Abreden über 
den Ausſchluß der Ablösbarkeit, ſowie über die Feſtſtellung des Ablöſungsbetrages 
und der Kündigungsfriſt in das Grundbuch eingetragen werden. Iſt dies nicht 
geſchehen, ſo gilt Dritten gegenüber die das Grundſtück belaſtende Rente als eine 
ſolche, welche von dem Verpflichteten nach ſechsmonatiger Kündigung mit dem 


zwanzigfachen Betrage abgelöſt werden kann. 


Das Rentengut muß frei von den Hypotheken- und Grundſchulden des 
Grundſtücks, von dem es abgetrennt wird, begründet werden. 

Auf die Veräußerung zum Zwecke der Bildung von Rentengütern finden 
die geſetzlichen Beſtimmungen über den erleichterten Abverkauf von Grundſtücken 
Anwendung mit der Maßgabe, daß das Unſchädlichkeitsatteſt auch bei der Ab⸗ 
veräußerung größerer Trennſtücke ertheilt werden kann, wenn die Sicherheit der 
Realberechtigten dadurch nicht vermindert wird. 
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Ausgegeben zu Berlin den 14. Juli 1890, 
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| $. 2. 

Den feften Geldrenten find gleich zu achten diejenigen feſten Abgaben in 
Körnern, welche nach dem jährlichen, unter Anwendung der Ablöſungsgeſetze 
ermittelten Marktpreiſe in Geld abzuführen ſind. 


$. 3. 

Sofern bei Veräußerung eines Grundſtücks gegen eine Rente der Erwerber 
des Rentenguts vertragsmäßig in ſeiner Verfügung dahin beſchränkt wird, daß 
die Zuläſſigkeit einer Zertheilung des Grundſtücks oder der Abveräußerung von 
Theilen deſſelben von der Zuſtimmung des Rentenberechtigten abhängig ſein ſoll, 
ſo kann die verſagte Einwilligung durch richterliche Entſcheidung der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde ergänzt werden, wenn die Zertheilung oder Abveräußerung im 
gemeinſchaftlichen Intereſſe wünſchenswerth erſcheint. 


$. 4. 

Iſt dem Erwerber eines Rentenguts vertragsmäßig die Pflicht auferlegt, 
die wirthſchaftliche Selbſtändigkeit des übernommenen Grundſtücks durch Erhaltung 
des baulichen Zuſtandes darauf befindlicher oder darauf zu errichtender Gebäude, 
durch Erhaltung eines beſtimmten landwirthſchaftlichen Inventars auf derſelben 
oder durch andere Leiſtungen dauernd zu ſichern, ſo kann der Verpflichtete durch 
richterliche Entſcheidung der Auseinanderſetzungsbehörde von ſeiner Verpflichtung 
befreit werden, wenn der Aufrechterhaltung der wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit 
des Grundſtücks überwiegende gemeinwirthſchaftliche Intereſſen entgegenſtehen. 


85% 

Wird im Falle des $. 3 die Zuſtimmung des Rentenberechtigten ergänzt 
oder wird im Falle des $. 4 die Befreiung des Verpflichteten ausgeſprochen, ſo 
kann der Rentenberechtigte, wenn im Vertrage nicht etwas Anderes beſtimmt iſt, 
die Ablöſung der ganzen Rente zum fünfundzwanzigfachen Betrage verlangen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben im Schloß zu Kiel, den 27. Juni 1890. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. Frhr. Lucius v. Ballhauſen. 
Herrfurth. v. Schelling. v. Verdy. Frhr. v. Berlepſch. 
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(Nr. 9405.) Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Waiſen der Lehrer an öffentlichen Volks- 
ſchulen. Vom 27. Juni 1890. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags, für den ganzen Umfang 
der Monarchie bis zum Exlaffe eines Geſetzes über die Unterhaltung der öffent⸗ 
lichen Volksſchulen, was folgt: 


8. 

Die hinterbliebenen ehelichen oder durch nachgefolgte Ehe legitimirten Kinder 
eines Lehrers, welcher zur Zeit ſeines Todes an einer öffentlichen Volksſchule 
definitiv angeſtellt oder aus dem Dienſte an derſelben mit lebenslänglicher Penſion 
in den Ruheſtand verſetzt war, erhalten aus der Staatskaſſe Waiſengeld. 


$. 2. 

Keinen Anſpruch auf Waiſengeld auf Grund dieſes Geſetzes haben: 

1) diejenigen Waiſen, welchen ein Anſpruch auf Waiſengeld auf Grund 
des Geſetzes vom 20. Mai 1882, betreffend die Fürſorge für die 
Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten (Geſetz-Samml. 
S. 298), zuſteht 

2) die Kinder derjenigen Lehrer, welche zur Zeit ihres Todes oder ihrer 
Verſetzung in den Ruheſtand nur nebenamtlich im öffentlichen Volks— 
ſchuldienſt angeſtellt waren; 

3) die Kinder aus der Ehe eines penſionirten Lehrers, welche derſelbe erſt 
nach ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand geſchloſſen bat; 

4) die Kinder eines mit Belaſſung eines Theils der geſetzlichen Penſion 
aus dem Dienſte entlaſſenen Lehrers. 


$. 3. 
Das Waiſengeld beträgt: 


1) für Kinder, deren Mutter lebt und zum Bezuge von Wittwengeld aus 
einer nach den Vorſchriften der Geſetze vom 22. Dezember 1869 
(Geſetz-Samml. 1870 S. 1) und vom 24. Februar 1881 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 41) eingerichteten Wittwen- und Waiſenkaſſe für Elementar- 
lehrer oder aus einer gemäß F. 11 des erſteren Geſetzes an Stelle einer 
ſolchen Kaſſe beſtehenden anderweitigen Anſtalt zur Verſorgung von 
Lehrerwittwen berechtigt iſt, jährlich fünfzig Mark für jedes Kind; 

2) für Kinder, deren Mutter nicht mehr lebt oder zum Bezuge von 
Wittwengeld aus einer der unter Ziffer 1 bezeichneten Verſorgungs— 
anſtalten nicht berechtigt iſt, jährlich vierundachtzig Mark für jedes Kind. 
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Auf letzteres Waiſengeld werden diejenigen Bezüge bis zu einem Betrage 
derſelben von zweihundert und fünfzig Mark jährlich angerechnet, welche den 
Kindern aus einer nach den Vorſchriften der Geſetze vom 22. Dezember 1869 und 
vom 24. Februar 1881 eingerichteten Wittwen- und Waiſenkaſſe für Elementar⸗ 
lehrer zuſtehen. 


$. 4. 

Die Zahlung des Waiſengeldes beginnt mit dem Ablauf der Gnadenzeit, 
die Zahlung des in dem $. 3 Ziffer 2 beſtimmten Waiſengeldes nicht vor dem 
Beginn desjenigen Monats, welcher auf den Zeitpunkt des Eintritts der dort be— 
zeichneten Vorausſetzung folgt. 

Das Waiſengeld wird monatlich im Voraus gezahlt. An wen die Zahlung 
gültig zu leiſten iſt, beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde. 

Nicht abgehobene Theilbeträge des Waiſengeldes verjähren binnen vier Jahren, 
vom Tage ihrer Fälligkeit an gerechnet, zu Gunſten der Staatskaſſe. 


§. 5. 
Das Waiſengeld kann mit rechtlicher Wirkung weder abgetreten noch vers 
pfändet oder ſonſt übertragen werden. 


$. 6. 
Das Recht auf den Bezug des Waiſengeldes erliſcht: 


1) mit dem Ablauf des Monats, in welchem die Waiſe das achtzehnte 
Lebensjahr vollendet ; 


2) mit dem Ablauf des Monats, in welchem ſie ſich verheirathet oder ſtirbt. 


Das Recht auf den Bezug des Waiſengeldes ruht, wenn die Waiſe die 
deutſche Staatsangehörigkeit verliert, bis zur etwaigen Wiedererlangung derſelben. 


8 

Die Entſcheidung darüber, ob und welches Waiſengeld den Waiſen eines 
Lehrers zuſteht, erfolgt durch die Schulaufſichtsbehörde. 

Die Beſchreitung des Rechtsweges gegen dieſe Entſcheidung ſteht den Be— 
theiligten offen, doch muß die Entſcheidung des Miniſters der geiſtlichen, Unter- 
richts- und Medizinal-Angelegenheiten der Klage vorhergehen und letztere ſodann 
bei Verluſt des Klagerechts innerhalb ſechs Monaten, nachdem den Betheiligten 
die Entſcheidung des Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts- und Medjizinal⸗ 
Angelegenheiten bekannt gemacht worden, erhoben werden. 

Der Verluſt des Klagerechts tritt auch dann ein, wenn von den Betheiligten 
gegen die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde über den Anſpruch auf Waifen- 
geld nicht binnen gleicher Friſt die Beſchwerde an den Miniſter der geiftlichen, 
Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten erhoben iſt. 
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5 8. 

Für den Bereich der Wittwen- und Waiſenkaſſe im Regierungsbezirk Wies⸗ 
baden kann mit Königlicher Genehmigung von dem Miniſter der geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinal- Angelegenheiten angeordnet werden, daß die den Lehrer⸗ 
waiſen aus dieſer Kaſſe zuſtehenden Bezüge ganz oder theilweiſe um den Betrag 
der denſelben nach dieſem Geſetz aus der Staatskaſſe zu gewährenden Waiſen⸗ 
gelder gekürzt werden. 

Die Kürzung iſt jedoch nur ſoweit zuläſſig, als die aus der Kaffe zahl- 
bare Wittwen⸗ und Waiſenpenſion nicht unter den Betrag von jährlich zwei- 
hundert und fünfzig Mark herabſinkt, und nur unter der weiteren Vorausſetzung, 
daß die eintretende Erſparniß zur entſprechenden Ermäßigung der Beiträge der 
zur Unterhaltung der Kaſſe verpflichteten Volksſchullehrer und Schulverbände Ver⸗ 
wendung findet. 

Su: 

Dieſes Gejeg tritt mit dem 1. Juli 1890 in Kraft. 

Mit dem gedachten Zeitpunkte treten die Beſtimmungen der Dienſtpragmatik 
für das vormalige Fürſtenthum Hohenzollern-Hechingen vom 11. Oktober 1843 
über die Gewährung von Erziehungsbeiträgen an Waiſen von Volksſchullehrern 
außer Kraft. 

§. 10. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Miniſter der geiſtlichen, 
Unterrichts- und Medizinal⸗Angelegenheiten und der Finanzminiſter beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben im Schloß zu Kiel, den 27. Juni 1890. | 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. v. Maybach. Frhr. Lucius v. Ballhauſen. 
v. Goßler. Herrfurth. v. Schelling. v. Verdy. Frhr. v. Berlepſch. 


(Nr. 9405.) 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 18. November 1889, betreffend 


den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Ronsdorf nach Müngſten 
durch die Ronsdorf-Müngftener Eiſenbahngeſellſchaft, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf, Jahrgang 1890 Nr. 24 
S. 293, ausgegeben den 14. Juni 1890, 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 19. März 1890, betreffend die Herabſetzung 
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des Zinsfußes der von dem Provinzialverband der Provinz Pommern 
auf Grund des Allerhöchſten Privilegiums vom 10. Dezember 1883 auf: 
genommenen Anleihe von 4 auf 3'/, Prozent, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 15 S. 87, ausgegeben den 
11. April 1890, 
der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 16 S. 157, ausgegeben den 
17. April 1890, 
der Königl. Regierung zu Stralſund Nr. 15 S. 65, ausgegeben den 
11. April 1890; 


das unterm 5. Mai 1890 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Montauer 
Deichgenoſſenſchaft im Deichverbande der Schwetz⸗ Neuenburger Niederung 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 24 
S. 171, ausgegeben den 12. Juni 1890; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Mai 1890, betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Lauenburg für die Chauſſee 
von Groß⸗Jannewitz bis zur Lauenburg⸗Lebaer Chauſſee, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Cöslin Nr. 25 S. 219, ausgegeben den 
19. Juni 1890; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Mai 1890, betreffend die Genehmigung 
des 5. Nachtrags zu den Statuten der Feuerſchaden-Verſicherungsgeſell— 
ſchaften für die Städte und Flecken und das platte Land des Fürſten⸗ 
thums Oſtfriesland und des Harlingerlandes zu Aurich, durch das Amts 
blatt der Königl. Regierung zu Aurich Nr. 26, Beilage, ausgegeben den 
27. Juni 1890, 


das Allerhöchſte Privilegium vom 15. Mai 1890 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Königsberg i. Pr. 
im Betrage von 900 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Königsberg Nr. 25 S. 198, ausgegeben den 19. Juni 1890, 
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7) das unterm 15. Mai 1890 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Roſen⸗ 
walder Deichverband zu Heinrichswalde durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Gumbinnen Nr. 26 S. 193, ausgegeben den 25. Juni 1890; 


8) der Allerhöchſte Erlaß vom 20. Mai 1890, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Stadt Trier auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 17. September 1875 aufgenommenen Anleihe auf 
3½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 24 
S. 187, ausgegeben den 13. Juni 1890; 


9) der Allerhöchſte Erlaß vom 22. Mai 1890, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von der Stadt Dortmund auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 25. Auguſt 1884 aufgenommenen Anleihe von 4 auf 
3½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg 
Nr. 24 S. 209, ausgegeben den 14. Juni 1890; 


10) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Mai 1890, betreffend die Erhöhung des 
Tilgungsfonds der von dem Kreiſe Ragnit auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 31. Dezember 1873 bei dem Reichsinvalidenfonds auf— 
genommenen Anleihe von jährlich 5 auf höchſtens 6 Prozent, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 27 S. 203, aus⸗ 
gegeben den 2. Juli 1890; 


11) der Allerhöchſte Erlaß vom 27. Mai 1890, betreffend die Herabſetzung 
des Zinsfußes der von dem Kreiſe Sangerhauſen auf Grund des Aller— 
höchſten Privilegiums vom 24. Dezember 1883 aufgenommenen Anleihe 
von 4 auf 3½ Prozent, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Merſeburg Nr. 27 S. 185, ausgegeben den 5. Juli 1890; 

12) das unterm 28. Mai 1890 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Deich— 
genoſſenſchaft Altfelde-Sommerau im Elbinger Deichverbande, Kreis 
Marienburg, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig 
Nr. 26 S. 171, ausgegeben den 28. Juni 1890; 

13) das unterm 2. Juni 1890 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Deich 
genoſſenſchaft Gottswalde-Entenpohl im Landkreiſe Danziger Niederung 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 26 S. 174, 
ausgegeben den 28. Juni 1890. 


f Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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